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Wenn Jens Knudtsen
an diesem Dienstag
ins Rathaus kommt, ist
das sicherlich unge-
wöhnlich. Er soll hier
vereidigt werden: Der
68-Jährige wird Orts-
amtsleiter, ehrenamt-
lich und in Oberneu-
land. Nur dass Jens

Knudtsen gar nicht aus Oberneuland
kommt. Gut, muss man ja als Ortsamts-
leiter auch nicht unbedingt. Aber Knudt-
sen kommt noch nicht einmal aus Bre-
men. Er wohnt in Lemwerder, Nieder-
sachsen. Oberneuland kennt er trotz-
dem – und vor allem die Menschen dort.
Lange war er Geschäftsführer des Lür-
Kropp-Hofes, dann übernahm er die
Rolle des Standesbeamten. Und so hat
er sicherlich auch ein paar von den Men-
schen getraut, für deren Stadtteil er ab
heute als Ortsamtsleiter zuständig ist.

Noch vor wenigen Jahrhunderten
machten Handwerksgesellen
nicht nur montags blau. So wurde

zum Beispiel in der Preußischen Hand-
werksordnung von 1733 ausdrücklich
beklagt, dass sie auch sonst dazu neig-
ten, sich der Arbeit eigenmächtig zu
entziehen und müßigzugehen. Eine
Arbeitsmoral, wie sie in Deutschland
seit Langem als selbstverständlich gilt,
gab es damals noch nicht. Sie ist das Er-
gebnis von Entwicklungen seit Beginn
der Industrialisierung – und nicht nur
sie: Auch die Neigung, Arbeit auf der
einen und Freizeit auf der anderen
Seite scharf zu trennen, geht darauf zu-
rück.

Wenn manche Arbeitgeber heute be-
tonen, dass sie die scharfe Trennung
für falsch hielten, dass Arbeit nicht nur
eine Last sei, sondern auch die Möglich-
keit eröffne, Spaß zu haben und sich zu
verwirklichen, schlägt ihnen sofort
Misstrauen entgegen. Die Gründe da-
für liegen auf der Hand: Der Druck hat
in zahlreichen Betrieben über Jahre zu-
genommen; Freiräume sind knapper
bemessen; und viele Beschäftigte ha-
ben das Gefühl, ein Korsett zu tragen,
das immer enger geschnürt wird. Wer
so empfindet, dem sind Urlaub und
Freizeit heiliger denn je. Er wird alles
kritisch beäugen, was nur im Ansatz
den Anschein erweckt, er solle mehr
Zeit in die Arbeit stecken.

Solche Entwicklungen zeigen nicht
zuletzt, welche Risiken ein bis zum Ex-
zess getriebenes Effizienzdenken für
das Miteinander birgt. Klug ist es aber
auch deshalb nicht, weil es verkennt,
wie wichtig Freiräume und Muße sind
– und das nicht nur im Privatleben, son-
dern auch bei der Arbeit. Freizeit ist
weitaus mehr als nur eine Erholungs-
phase zur Wiederherstellung der
Arbeitskraft. Viele Menschen kennen
die Erfahrung, dass sie Lösungen für
Probleme oder gute Ideen nicht etwa
entwickeln, wenn sie unter Stress ste-
hen, sondern dann, wenn sie Zeit zum
Nichtstun oder Nachdenken haben.
Wer von einer Aktivität zur nächsten
hetzt, sei es bei der Arbeit oder auch in
der Freizeit, leidet am Ende unter
Stress und verliert an Kreativität. Auf
diese aber sind nicht nur Unternehmen
angewiesen. Auch die Gesellschaft be-
nötigt kreative Menschen.
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Sie kümmern sich um Flüchtlinge oder Wohnungslose, besuchen ein-
same Menschen daheim – ein bürgerschaftliches Engagement, mit dem
26 Initiativen und Bremer für den Hilde-Adolf-Preis vorgeschlagen sind.

Chinas Aktienmärkte sind wieder im freien Fall und haben die Sorgen
um das künftige Wachstum in dem Riesenreich verstärkt. Bremer Firmen
glauben dennoch an ihre Geschäfte im Reich der Mitte.

WIRTSCHAFT

Pofalla wird Bahn-Vorstand 17
Die Deutsche Bahn baut angesichts ihrer Ertrags-
schwäche den Konzern um und plant Millioneneinspa-
rungen. Die Zahl der Vorstandsmitglieder wird von
acht auf sechs verringert. Neu in der Führungsriege ist
ab 1. August der frühere Kanzleramtschef Ronald Po-
falla.

Eigentlich war der Beginenhof als Wohnprojekt von Frauen für Frauen
geplant. Heute leben dort auch zehn Männer. In der Schwerpunktserie
„Anders wohnen“ stellen wir einige Frauen und ihre vier Wände vor.

VON LISA BOEKHOFF
UND MICHAEL LAMBEK

Bremen·Hannover·Stuttgart. Angesichts
der starken Zunahme von Asylsuchenden
verstärken sich die Forderungen der Län-
der nach mehr Bundesunterstützung bei
der Unterbringung und Versorgung von
Flüchtlingen. Bremens Sozialsenatorin
Anja Stahmann (Grüne) spricht sich für
eine Pro-Kopf-Pauschale aus: „Die Zahlun-
gen des Bundes müssen gekoppelt sein an
die Zahl der Flüchtlinge, die wir aufneh-
men. Wir halten das für zwingend erforder-
lich“, so Stahmann. Es dürfe seitens des
Bundes keine Obergrenze geben: „Eine
pauschale Finanzierung für die Länder, in
der die Zahl der Flüchtlinge sich nicht wi-
derspiegelt, wird der Lage nicht gerecht.“

Auch Berlins Bürgermeister Michael
Müller sowie Nordrhein-Westfalens Innen-
minister Ralf Jäger (beide SPD) fordern an-
gesichts der steigenden Asylbewerberzah-
len eine Pro-Kopf-Unterstützung seitens
des Bundes. Die Ausgaben der Bundeslän-
der für Flüchtlinge werden sich in diesem
Jahr im Vergleich zum Vorjahr vermutlich
auf fünf Milliarden Euro verdoppeln.

Stahmann spricht von einer gigantischen
Herausforderung für Bremen. „Wir haben
uns schon länger entfernt von idealen Auf-
nahmebedingungen. Im Moment hangeln
wir uns von Notlösung zu Notlösung.“ Die
Systeme seien ausgelastet, und es kämen
immer mehr Flüchtlinge. „Alle Beteiligten
versuchen das Menschenmögliche. Wir wis-
sen aber, dass wir unsere selbst gesetzten
Standards nicht halten können.“

Im vergangenen Jahr hat Bremen etwa
70 Millionen Euro für Flüchtlinge ausgege-
ben. Nach einer Prognose vom Mai dieses
Jahres rechnet die Behörde in diesem Jahr
mit Kosten von etwa 125 Millionen Euro.
Weil die Zahl der Flüchtlinge sich seither al-
lerdings noch weiter nach oben entwickelt
hat, dürfte auch dieser Betrag noch steigen,
vermutet der Sprecher der Sozialbehörde,
Bernd Schneider. „So ein Budget kann
man nicht deckeln. Der Sozialstaat muss es
aufbringen“, sagt er. Unabhängig vom hu-
manitären Aspekt, der eine Aufnahme er-
fordere – was angesichts der Krisen in zahl-
reichen Regionen der Welt auch absolut ge-
rechtfertigt sei –, stellten die Kosten letzt-
lich auch eine Investition in die Zukunft
dar. Nach einer aktuellen Schätzung der

Behörde werden in diesem Jahr etwa 6000
bis 7000 Erwachsene und 1500 bis 2000 un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge nach
Bremen kommen.

Schneider nennt die eine Milliarde Euro,
die der Bund den Ländern für dieses Jahr
bislang zugesagt hat, einen „Tropfen auf
den heißen Stein“. Nach dem Königsteiner
Schlüssel bekäme Bremen davon rund 10
Millionen Euro – also etwa acht Prozent der
prognostizierten Kosten. Schneider fordert
dagegen eine stärker spürbare Entlastung,
denn: „Die Aufnahme von Flüchtlingen ist
eine nationale Aufgabe.“

Baden-Württemberg will mit mehr Auf-
nahmeplätzen, einer Landes-Task-Force
und konsequenteren Abschiebungen auf
die steigenden Flüchtlingszahlen reagie-
ren. Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) stellte am Montag nach
dem zweiten Flüchtlingsgipfel im Land ein
entsprechendes Maßnahmenpaket vor.

In Niedersachsen hat zwar die Landesre-
gierung den Kommunen für die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen zusätzliche 120 Mil-
lionen Euro zugesagt. Doch weil die Zah-
lungen des Landes entsprechend dem Auf-
nahmegesetz erst mit zweijähriger Verspä-

tung eingehen, werden sie den tatsächli-
chen aktuellen Kosten der Kommunen
nicht gerecht. Diese bekommen die Kosten
zwar jetzt schon per Fallpauschale – 6195
Euro pro Flüchtling im Jahr – erstattet, je-
doch wegen der Verspätung auf Basis alter
Fallzahlen. Aktuell zahlt das Land dem-
nach gemäß den Zahlen aus 2012/2013 –
als durchschnittlich etwa 19100 Flücht-
linge versorgt werden mussten. In diesem
Jahr wird dagegen mit mindestens 40000
Flüchtlingen gerechnet.

Nach Meinung des Präsidenten des Nie-
dersächsischen Landkreistages, des Celler
Landrats Klaus Wiswe (CDU), muss die Fall-
pauschale außerdem erhöht werden.
Wiswe, der Niedersächsische Städtetag so-
wie der Städte- und Gemeindebund for-
dern, dass die Pauschale bei rund 10000
Euro pro Flüchtling im Jahr liegen sollte.

Unterdessen ist im sächsischen Freital
ein Auto bei einem Sprengstoffanschlag be-
schädigt worden. Verletzt wurde niemand.
Der Wagen gehört Michael Richter, dem
Fraktionsvorsitzenden der Linken im Frei-
taler Stadtrat. Laut seinr Partei wird bereits
seit Wochen gegen Richter gehetzt, weil er
sich für Flüchtlinge einsetzt.Bericht Seite 14
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Bremen (wig). Die Diskussion über die Zu-
kunft des städtischen Klinikums Bremen-
Ost beschäftigt Betriebsrat, Ortspolitik und
Parlament: Die Belegschaftsvertretung
stuft die angekündigte Schließung der Un-
fallchirurgie als Fehlentscheidung ein, si-
gnalisiert die Bereitschaft zum Gespräch
über das künftige medizinische Profil – und
schließt, wie es in einer Information heißt,
„die große Demonstration“ nicht aus. Der
Osterholzer Ortsamtsleiter Ulrich Schlüter
wendet sich dagegen, dass eine Verringe-
rung des ärztlichen Angebots an der Züri-
cher Straße als beschlossene Sache angese-
hen wird. Wenn die Unfallchirurgie abgezo-
gen werden solle, dann müsse zunächst ge-
klärt sein, ob dies mit der Landesregierung
abgestimmt sei. Der gesundheitspolitische
Sprecher der Linksfraktion in der Bürger-
schaft, Peter Erlanson, befürchtet, dass mit
dem Aus für die Unfallchirurgie an der Züri-
cher Straße ein Prozess ins Rollen gebracht
werde, der am Ende die „chirurgische Kom-
petenz am Klinikum Ost“ beeinträchtige.

Die kommunale Klinik-Dachgesellschaft
Gesundheit Nord widerspricht und betont,
auch ohne die Unfallchirurgie sei die medi-
zinische Versorgung der Bevölkerung ga-
rantiert. Eine Vorentscheidung für die künf-
tige Ausrichtung der Klinik sei damit nicht
verbunden. Hintergrund ist die Überle-
gung auf Senatsebene, ob sich eine Spezia-
lisierung auf die Altersmedizin, die Psychia-
trie und die neurologische Frührehabilita-
tion anbietet. Bericht Seite 7

Hannover·Meppen (jr). In Herzlake im
Landkreis Emsland ist eine hoch anstecken-
den Variante der Vogelgrippe ausgebro-
chen. Nach sogenannten Eigenkontrollen
war am Freitag in einem Betrieb mit 10000
Legehennen der Verdacht aufgekommen,
der sich zwischenzeitlich durch amtliche
Untersuchungen bestätigt hat. Nach Anga-
ben des Landwirtschaftsministeriums in
Hannover handelt es sich um den Viren-
Subtyp H7N7.

Nach Angaben von Anja Rohde, Spreche-
rin der Landkreisbehörde mit Sitz in Mep-
pen, wurden im Ausbruchsbetrieb und in
drei weiteren Betrieben in einem Kilome-
ger Umkreis insgesamt rund 10100 Tiere
getötet, um zu verhindern, dass sich die
Krankheit ausbreitet. Zu den Sicherheits-
vorkehrungen zählen ebenfalls die Einrich-
tung eines Sperrbezirks im Umkreis von
drei und eines Beobachtungsbereichs im
Radius von zehn Kilometern. Insgesamt be-
finden sich dort 2,6 Millionen Tiere in 126
Betrieben. Betroffen sind nach Behördenan-
gaben gewerbliche Mäster und Brütereien,
aber auch private Halter von Hühnern, Pu-
ten oder Enten.

Das Ministerium in Hannover rät, Ab-
stand zu infizierten Tieren zu halten:
„Nach bisherigen Erfahrungen scheint es
nur bei engem Kontakt mit erkrankten
oder verendeten Vögeln sowie deren Pro-
dukten oder Ausscheidungen zur Übertra-
gung von Viren vom Tier auf den Men-
schen zu kommen.“ Bericht Seite 14
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Kampf an mehreren Fronten: Im Istanbuler Viertel Gazi kam es am Montag erneut zu Zusammenstößen von Demonstranten mit der Polizei. Grund sind die Angriffe des türkischen Militärs
auf Kämpfer der kurdischen PKK, die im Nordirak operieren. Ankara beantragte wegen der angespannten Lage eine Nato-Sondersitzung. FOTO: DPA Kommentar Seite 2·Bericht Seite 4
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